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Beschlussempfehlung 

an die Stadtverordnetenversammlung 

 

 

 

Satzung zur Regelung des Zugangs zu amtlichen Informationen aus dem eigenen 

Wirkungskreis der Stadt Kassel (Informationsfreiheitssatzung) 

Vorlage des Magistrats 

- 101.18.999 - 

 

 

Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Sprafke 

 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

1. Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Satzung zur Regelung des 

Zugangs zu amtlichen Informationen aus dem eigenen Wirkungskreis der 

Stadt Kassel (Informationsfreiheitssatzung) in der aus der Anlage 1 zu dieser 

Vorlage ersichtlichen Fassung. 

 

2. Der Magistrat wird beauftragt, die Regelungen der 

Informationsfreiheitssatzung bis zum 31. Dezember 2018 

allgemeinverständlich auf der Webseite der Stadt Kassel darzustellen. 

 

Der Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei 

Zustimmung: einstimmig 

Ablehnung: -- 

Enthaltung: Kasseler Linke  

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Dem Antrag des Magistrats betr. Satzung zur Regelung des Zugangs zu amtlichen 

Informationen aus dem eigenen Wirkungskreis der Stadt Kassel 

(Informationsfreiheitssatzung), 101.18.999, wird zugestimmt. 

 

 

 

 



 

Beschluss der 23. Sitzung des Ausschusses für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung vom 18. Oktober 

2018 

 

2 von 2  Änderungsantrag der Fraktion Kasseler Linke  

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Die Vorlage im Absatz 1 wird ergänzt durch: 
 

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Satzung zur Regelung des 

Zugangs zu amtlichen Informationen aus dem eigenen Wirkungskreis der Stadt 

Kassel (Informationsfreiheitssatzung) in der aus der Anlage 1 zu dieser Vorlage 

ersichtlichen Fassung. 

Der beigefügte Satzungsentwurf wird um folgende Regelung ergänzt: 

 
Ziele sind der einfache und in der Regel kostenfreie Zugang zu den 

Informationen der Stadt Kassel und ihrer Betriebe.  

 

Der Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei 

Zustimmung: Kasseler Linke, FDP+FW+Piraten 

Ablehnung: SPD, CDU, B90/Grüne 

Enthaltung: AfD 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Der Änderungsantrag der Fraktion Kasseler Linke zum Antrag des Magistrats betr. 

Satzung zur Regelung des Zugangs zu amtlichen Informationen aus dem eigenen 

Wirkungskreis der Stadt Kassel (Informationsfreiheitssatzung), 101.18.999, wird 

abgelehnt. 

 

 

 

 

 

Stefan Kortmann Cenk Yildiz 

Vorsitzender  Schriftführer 




